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Für das Nachschlagewerk! ja
kür die Sammlung! 
kür die Fachpresse!

ja
ja

Gesetz; § 72 Abs« 1 So 3 und § 74 Abs» 3 S. 4 ArbGG 
Leitsätze;

1. Für die Bezeichnung der abweichenden Entscheidung in 
der Revisionsbegründungsschrift nach § 72 Abs, 1 Satz 3 
ArbGG genügt nicht die allgemeine Angabe, daß das angc*' 
fochtene Urteil von Entscheidungen anderer Landesarbeits-- 
gerichte abweiche. Bio abweichenden Entscheidungen sind 
vielmehr hinsichtlich des Gerichts, des Datums und der 
Fundstelle, erforderlichenfalls hinsichtlich der Par^ 
teien und des Aktenzeichens eindeutig zu bezeichnen. 
Ferner muß die Revisionsbegründung die Abweichung schlüs= 
sig behaupten, also jedenfalls mindestens noch die von 
der angefochtenen und von der angezogenen Entscheidung

' verschieden beantwortete Rechtsfrage bezeichnen und aus“ 
oinandorsetzen, inwiefern die angefochtene und die ange= 
zogenn Entscheidung diese Rechtsfrage abweichend beant-^ 
Worten und wieso das angefochteno Urteil auf dieser Ab- 
w '3 i chung b c ruht 0

2, Bio für die Prüfung der Statthaftigkeit der Revision 
in § 74 Abs, 3 Satz 4 ArbGG bestimmte Zweiraonatsfrist 
läuft nicht, wenn der Rovisionsklägor die Abweichung 
nicht schlüssig behauptet hat.

Aktenz sicher.; 2 AZR 17/54 
Beschluß des BAG vom 2, Juni 1954 MG, Frankfurt/Main
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- 2 AZR 17/54 5
B e s_ c_ h_l_u_ ß 

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts in seiner 
Sitzung am 2.Juni 1954 beschlossen:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil der III. Kammer 
des Landesarbeitsgerichts in Frankfurt am Hain vom 
19. November 1953 ( Akts.: III LA 271/53) wird auf ihre 
Kosten als unzuläßig verworfen.

G r_ ü_ n_ d_ e_

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten 
gegen das der Klage stattgebende Urteil des Arbeitsgerichts 
zurüelcgewiesen, den Streitwert für das Berufungsverfahren 
auf 500,- DH festgesetzt und die Revision nicht zugelassen. 
Das Urteil des Landesarbeitsgerichts ist der Beklagten 
am 9- Dezember 1953 zugestellt worden, die Beklagte hat 
am 14. Januar 1954 Revision eingelegt, sie am 8. Februar 
begründet und am 24- Mai 1954 Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand wegen der Versäumung der Revisionsfrist 
beantragt.
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Da die Revision nicht EUgelassen und auch v;ei tmäßig die 

Revisionsgrenze nicht trreicht ist, stützt die Beklagte in 
der Revisionshegründung die Statthaftigkeit ihrer Revision 
nur auf § 72 Abs. 1 D. 3 ArbGG (Divergenz), indem sie 
vorträgt:

"Die Entscheidung weicht auch von einer hockstriebter­
lichen Entscheidung und offenbar auch von der Recht­
sprechung anderer Landesarbeitegerichte ab. Auch 
dürfte das Bundesahbeitsgericht über die vorliegend 
gestellten Fragen noch nicht entschieden haben."

Diese Ausführungen genügen nicht den Anforderungen, die das 
Arbeitsgerichtsgesetz an die Begründung der Statthaftigkeit 
der Revision wegen Divergenz stellt.

Daß der Revisionsklüger, der die Statthaftigkeit der 
Revision auf § 72 Abs. 1 Satz 3 ArbGG stützt, die abweichende 
Entscheidung des anderen Landesarbeirsgerichts oder des oberen 
Arbeitsgerichts eines Landes schon in der Revisionsbegründung 
bezeichnen muß, hat das Bundesabbeitsgericht in seiner Ent­
scheidung vom 2.Juni 1954 ( 2 AZR 136/54 ) bereits ausgesprochen. 
Für diese Bezeichnung genügt bei der unübersehbaren Zahl der 
Entscheidungen der Landesarbeitsgerichte aber nicht die all­
gemeine Angabe, daß das angefochtene Urteil von Entscheidungen 
anderer Landesarbeitsgerichte abweiche. Die abweichenden Ent­
scheidungen sind vielmehr hinsichtlich des Landesarbeitsgerichts, 
des Datums und der Fundstelle, erforderlichenfalls hinsichtlich

's

der Parteien und des Aktenzeichens, so eindeutig anzugeben, 
daß ihre Identität nicht zweifelhaft sein kann und dem 
Bundesarbeitsgericht ihre Auffindung unschwer, jedenfalls 
rechtzeitig binnen der in §§ 74 Abs. 3 Satz 4 ArbGG bestimmten 
Zveimonatsfrist. möglich ist. Nur so wird der Zweck erfüllt, 
der mit der Bezeichnung der abweichenden Entscheidung erreicht 
werten soll. Ferner muß die Revisionsbegründung die Abweichung 
auch schlüssig behaupten, also jedenfalls mindestens noch die 
von der angefochtenen und angezogenen Entscheidung verschieden 
beantwortete Rechtsfrage genau bezeichnen und auseinander­
setzen, inwiefern das angefochtene Urteil und die angezogene 
Entscheidung diese Rechtsfrage abweichend beantworten und wieso 
das angefochtene Urteil auf dieser Abweichung beruht. Nur ein 
derartiger Vortrag des Revisionsklägers gibt dem Bundesarbeits- 
gericht die notwendigen Anhaltspunkte für seine Nachprüfung
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zui* Vorliegen einer Divergenz. Das Revisionsvorbringen bliebe 
zu diesem Puilkte sonst nichtssagend. Da die Revisicnsbegründung 
allen jenen Anforderungen in keiner Y/eise genügt, ist die auf 
Divergenz gestützte Revision nicht statthaft.

Einer Verwerfung des Rechtsmittels durch Beschluß- steht 
die Vorschrift des § 74 Abs. 3 Satz 4 ArbOG nicht entgegen, 
wonach die Revision, deren Statthaftigkeit auf Divergenz ge­
stützt ist, nur innerhalb einer Frist von .vei Monaten nach 
ihrer Einlegung als unzuläßig verworfen werden kann. Diese Be­
stimmung setzt voraus, daß der Revisionskläger das Bundesarbeits­
gericht überhaupt in die Lage versetzt hat zu prüfen, ob das 
angefochtene Urteil von dem in der Bevisionsbegründur.g Gezeich­
neten Urteil des Bundesarbeitsgerichts, eines anderen Lcndee- 
arbeitsgerichts oder eines oberen Arbeitsgerichts eines Landes 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht. Die für die Prüfung 
der Statthaftigkeit der Revision in § 74 Abs. 3 Satz 4 ArbGG 
vorgesehene Zweimonatsfrist läuft daher nicht, wenn der Revisicns- 
kläger wie im vorliegenden Falle die Abweichung überhaupt nicht 
schlüssig behauptet hat.
Hiernach ist es geboten, nach § 74 Abs. 3 Satz 1 ArbGG die Re­
vision mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO als unzulässig zu ver­
werfen. Auf die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die 
Versäumung der Revisionsfrist kann somit nicht eingegangen werden.

gez. Dr. Müller Dr.Berger Dr. König
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